
Mit dem Argument, dass die SPD 
das kleinere Übel sei und unter 
einer CDU-Regierung alles noch 
viel schlimmer werde, versucht die 
Gewerkschaftsbürokratie die Pro-
teste gegen den sozialen Kahl-
schlag möglichst klein zu halten. 
Doch sollen wir einem Taschendieb 
die Geldbörse geben, weil an der 
Ecke schon ein Handtaschenräuber 
wartet? Schröders Politik für die 
Profite der Großkonzerne muss 
durch entschiedenen Widerstand der 
Gewerkschaften gestoppt werden.

Während die Unternehmer mit 
CDU, FDP, SPD und Grünen gleich 
mehrere Parteien haben, haben 
Jugendliche, Erwerbslose, Beschäf-
tigte und RentnerInnen – kurz: die 
Arbeiterklasse – keine Partei. Auch 
die PDS betreibt den Sozialkahl-
schlag fröhlich mit und ist damit 
keine Alternative zur SPD. Die 
SAV unterstützt daher Versuche von 
Beschäftigten und Erwerbslosen, 
eine neue Interessenvertretung auf-
zubauen. Dies können kommunale 

Wahlbündnisse sein oder auch Versu-
che von Gewerkschaftslinken, poli-
tische Alternativen zu den bestehen-
den Parteien anzubieten. 

Es ist höchste Zeit eine neue 
Partei aufzubauen, eine Arbeiterpar-
tei, die im Interesse der Mehrheit der 
Bevölkerung handelt. Eine solche 
Partei müsste die Probleme der Men-
schen aufgreifen und konsequent 
für deren Interessen kämpfen. Um 
Arbeit, Gesundheit, Bildung und 
Rente zu finanzieren, muss das Geld 
bei denen geholt werden, die es 
haben: Den Reichen und Superrei-
chen. Diese Partei müsste mit der 
Profitlogik brechen und für eine sozi-
alistische Alternative eintreten. 

Regierung und Kapital haben mit 
der Demontage des Sozialstaates 
begonnen. Das stellt eine offene 
Kampfansage an Lohnabhängige, 
Jugendliche, RentnerInnen und Ar
beitslose dar. Die Politik traut sich 
alles, was trauen wir uns?

Am 1. November machten in 
Berlin 100.000 Menschen engagiert 
und kämpferisch ihrem Unmut Luft, 
und das, obwohl die Gewerkschafts-
spitze sich weigerte, zur Demon-
stration zu mobilisieren. Seitdem 
rollt eine Welle von Arbeitsnieder-
legungen, Demonstrationen, Prote-
sten und Streiks durch Deutschland 
(siehe Kasten rechts). Unser Streik- 
und Protesttag am 9. Dezember 

ist dafür ein weiteres Beispiel und 
richtet sich nicht nur gegen Koch 
sondern auch gegen den Sozialkahl-
schlag von Schröder. 

Regierung und Unternehmer 
sind fest entschlossen ihre so 
genannten Reformen durchzuset-
zen. Vereinzelte Demonstrationen 
und Proteste von BeamtInnen, 
Beschäftigten im Öffentlichen 
Dienst oder Studierenden wie sie 
täglich in Hessen stattfinden, 
können nur der erste Schritt sein. 
Zeitgleich finden auch hier Pro-
teste gegen die Angriffe auf die 

Tarifautonomie statt. Was in Kassel 
gelingt, nämlich den Widerstand 
gegen den Sozialkahlschlag, Bil-
dungsabbau, Lohnklau und gegen 
die Angriffe auf die Tarifautono-
mie zusammenzuführen, geht auch 
hessenweit. Der 17.12., der Tag 
der letzten Lesung der hessenwei-
ten Kürzungen im Landtag, wäre 
ein geeigneter Termin für einen 
hessenweiten Generalstreik gegen 
Koch und Schröder. So ein Streik 
würde bundesweit ein enormes 
Zeichen setzen und unseren 
KollegInnen aus den anderen 
Bundesländern Mut geben, auch zu 
streiken. Genau deshalb dürfen wir 

in Nordhessen nach dem 9. Dezem-
ber nicht locker lassen. Er würde 
die Frage von einem bundesweiten, 
eintägigen Generalstreik verstärkt 
auf die Tagesordnung setzen.

Das wir bundesweit nicht alleine 
sind, zeigte sich bereits: Mehr als 
350.000 waren nach dem 1.11. auf 
der Straße, viele legten dazu die 
Arbeit nieder. So z.B. die 12.000 
Metallarbeiter in Sindelfingen oder 
die 25.000 in Wolfsburg. Wenn einen 
Tag lang kein Fliessband, keine 
Straßenbahn und keine Mülltonne 
mehr angerührt wird, dann spüren 
nicht nur wir, wer diese Gesell-
schaft eigentlich zum Laufen bringt. 
Auch die Regierenden und Bosse 
würden von ihrem hohen Ross 
geholt werden. Weil auch Koch und 
Konsorten an so einem Tag keinen 
Kaviar kredenzt bekommen!

Für einen eintägigen Generalstreik 
muss auf die Gewerkschaftsspitze 
mit Streiks auf allen Ebenen Druck 
gemacht werden. Nur so können die 
DGB Vorstände gezwungen werden, 
ihre acht Millionen Mitglieder – 
für eine bundesweite Großdemo und 
einen eintägigen Generalstreik – zu 
mobilisieren. Gleichzeitig würde er die 
Gewerkschaften und sozialen Bewe-
gungen in die Offensive bringen. 





Jeder Cent in den Kommunen 
wird umgedreht, und es wird 
auf leere Kassen verwiesen. 
Doch für Banken und Groß-
unternehmen wurden im Zuge 
der Krise Hunderte Milliarden 
an Euro zur Verfügung gestellt. 
Stellenabbau, Angriffe auf die 
öffentliche Infrastruktur, Ver-
schlechterungen bei Löhnen, 
Freizeit- und Kulturangeboten 
sind die eine Seite der Medail-
le. Sprudelnde Gewinne und 
jetzt wieder satte Bonizah-
lungen in den Chefetagen der 
Banken und Konzerne sind die 
andere. 

Proteste haben Wirkung

Natürlich: vor den Wahlen wird nicht 
von Kürzungsmaßnahmen geredet. 
Jedoch gibt es Beispiele, die deutlich 
machen, wo für die Politiker der etab-
lierten Parteien auch hier in Kassel die 
Prioritäten stehen.
Jahrelang wurde Hartz-IV-Betroffe-
nen in Kassel noch weniger ausgezahlt, 
als das Wenige was ihnen rechtmäßig 
zusteht. Nur dank des kompromiss-
losen Drucks der Kasseler Linken 
machte Stadtkämmerer Barthel das 
Zugeständnis, die tatsächlichen Miet-
kosten zu zahlen. Die Regelung läuft 
allerdings Ende Juni aus. Es ist zu er-
warten, dass nach den Wahlen wieder 
bei LeistungsempfängerInnen gespart 
werden soll. Das Beispiel zeigt aber: 
Protest kann etwas bewirken. 
Das nächste Beispiel macht deutlich, 
wie die Stadtoberen mit den Bedürf-
nissen von Kasseler Jugendlichen 
umgehen. Nach monatelanger Igno-
ranz gegenüber der Forderung nach 
einer neuen Skatehalle reagierte der 
OB erst, als 250 Menschen vor dem 
Rathaus demonstrierten. Dann sag-
te er dem Verein Mister Wilson die 
(befristete) Finanzierung einer Halle 
zu. Doch auch das bleibt ein bloßes 
Lippenbekenntnis, wenn nicht die 

vollständige Finanzierung der Miet-
kosten und eine tariflich bezahlte 
Vollzeitstelle garantiert werden. Auch 
hier ist nötig, den Kampf darum wei-
terzuführen. 
Im Klinikum Kassel wird erneut die 
Übernahme der Azubis nach der Pfle-
geausbildung in Frage gestellt. Ob-
wohl die KollegInnen auf den Statio-
nen vor lauter Arbeit nicht wissen, wo 
ihnen der Kopf steht, soll weiter Per-
sonal abgebaut werden! Das bedeutet 
immer schlechtere Gesundheitsver-
sorgung für die Kasseler Bevölkerung. 
Deshalb ist es nicht nur im Interes-
se der auslernenden Pflege-Azubis, 
sondern aller Beschäftigten und der 
Mehrheit der Kasseler Bevölkerung, 
dass die Übernahme der Azubis ga-
rantiert wird – bei Vollzeit und un-
befristet. Auch dieses Ziel wird auf 
Dauer nur durch gemeinsame Protes-
te erreichbar sein. 

Schuldenbremse heißt 
Sozialabbau

Die Lage der Kommunen spitzt sich 
aufgrund der Krise der öffentlichen 
Haushalte zu. Es ist davon auszuge-
hen, dass in Kassel nach der Wahl 

massive Kürzungen drohen. Früher 
oder später wird der Verkauf des Kli-
nikums wieder zur Debatte stehen. 
Für Freizeit-, Kultur- und soziale An-
gebote wird immer weniger Geld da 
sein. In anderen Städten hat dies be-
reits zu Schließungen von Schwimm-
bädern, Theatern und Bibliotheken 
geführt.

Die so genannte Schuldenbremse, 
über die am Wahltag abgestimmt 
wird, dreht den Geldhahn der Kom-
munen weiter zu. Nach Jahrzehnten 
der Umverteilung von unten nach 
oben soll die Masse der Bevölkerung 
für die Steuergeschenke an die Rei-
chen mit weiteren Einschnitten be-
zahlen. Die privaten Geldvermögen 
haben im Jahr 2010 nach Angabe des 
DGB einen neuen Rekordwert von 
4,88 Billionen Euro erreicht. Zwei 
Drittel davon gehören den „oberen 
zehn Prozent“ der Bevölkerung. Wür-
de man diese Multimillionäre (und 
Milliardäre) mit nur einem Drittel 
ihres enormen Geldvermögens be-
steuern, wären alle Kommunen und 
Länder auf einen Schlag schuldenfrei!

und alles darauf ausgerichtet ist, dass 
diese ihre Profite erhöhen können, 
wird am Ende immer stehen, dass die 
Masse der Bevölkerung dafür bezahlt. 
Deshalb sollte der Widerstand gegen 
Kürzungspolitik und gegen die Poli-
tik für Banken und Konzerne mit der 
Perspektive verbunden werden, das 
ganze Profitsystem zu überwinden. 
Für eine Gesellschaft, in der die Be-
dürfnisse von Mensch und Umwelt 
zählen und nicht der Profit!

Simon Aulepp, Lehrer: 

„Widerstand ins 
Parlament tragen“

„Wie soll die Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen, die Schlie-
ßung kommunaler Betriebe, unserer 
Schwimmbäder, Jugendzentren und 
Sporteinrichtungen verhindert werden? 
Wie sollen in Zukunft Entlassungen im 
öffentlichen Dienst gestoppt werden? 
Die Banken machen täglich neue Profi-
te mit der Verschuldung der öffentlichen 
Haushalte. Geld ist genug da – es ist 
nur in den falschen Händen. Wir zah-
len nicht für Eure Krise! Die Angriffe 
auf unsere Lebensbedingungen, die die 
Stadt zur Finanzierung der Steuerge-
schenke und Rettungspakete an Reiche 
und Banken durchführen wird, können 
wir nur durch den gemeinsamen Wi-
derstand der Betroffenen stoppen. Diese 
Proteste gegen den Sozialkahlschlag der 
Regierungen werde ich mit aufbauen 
und ins Parlament tragen.“

Nein zu Kürzungen und Privatisierungen!

Widerstand ins Stadtparlament
und auf die Straße!

Widerstand wird dringend not-
wendig

Sozialistische Kommunalpolitik muss 
jeder Kürzung im sozialen, Gesund-
heits-, Freizeit-, Kultur- und Bildungs-
bereich eine klare Absage erteilen. 
Gleichzeitig gehören Prestigeobjekte 
wie der Ausbau des Flughafen Kas-
sel-Calden gestoppt. Dabei macht es 
einen Unterschied, ob eine Fraktion 
im Rathaus sitzt, die durch Solidari-
tät mit Streikenden, Protestierenden 
und Menschen in Bewegungen den 
außerparlamentarischen Widerstand 
ins Parlament trägt. Unsere Kandida-
tInnen auf der Liste der Kasseler 
Linken stehen genau dafür.

Die Reichen sollen zahlen - 
Weg mit dem Profitsystem

Wir werden oft gefragt: Was würdet 
ihr anders machen, wenn ihr eine 
Mehrheit im Rathaus hättet? Zum 
Beispiel, wenn der Stadt Kassel damit 
gedroht wird, ein Spardiktat von oben 
aufzudrücken? Der einzige Weg wäre, 
sich zu weigern, es umzusetzen. Die 
Kasseler Beschäftigten, Jugendlichen, 
RentnerInnen und Hartz IV-Betrof-
fenen, die allesamt von Kürzungen 
und Privatisierungen betroffen wä-
ren, müssten mobilisiert werden – zu 
massenhaften Protesten, Demonstra-
tionen und Streiks. Anstatt horrende 
Zinsen an die Banken zu zahlen, die 
dadurch an der Verschuldung der öf-
fentlichen Haushalte verdienen, sollte 
ein Stopp der Zinszahlungen verhängt 
werden. Ein Haushaltsplan, der sich 
an den Bedürfnissen der Mehrheit der 
Kasseler Bevölkerung orientiert, wür-
de aufgestellt, ungeachtet der Dro-
hungen von Seiten der Bundes- oder 
Landesregierungen und der Banken. 
Doch auch andere Kommunen müss-
ten diesen Kampf aufnehmen.
Innerhalb eines Wirtschaftssystems, 
in dem die Reichen von großen Kon-
zernen und Banken das Sagen haben 

SOZIALISTISCHE ZEITUNG



für die ArbeiterInnen, die Jugend, 
die Erwerbslosen usw. durchsetzen. 
Natürlich kann die eine oder andere 
Verbesserung durchgesetzt werden. 
Nur sollte das nicht mit der Illusion 
verbunden werden, man würde am 
großen Rad mitdrehen. 
Ratspolitik darf nicht mit wirklicher 
linker Kommunalpolitik verwechselt 
werden. Wenn die linken Ratsmitglie-
der und die FraktionsmitarbeiterIn-
nen die meiste Zeit damit verbringen, 
sich an den Vorgaben der Verwaltung 
und der Bürgerlichen abzuarbeiten, 
sich die Themen von diesen bestim-
men lassen, dann sind sie schon auf 
dem falschen Weg. Der einzige Weg, 
entscheidende und längerfristige Ver-
änderungen durchzusetzen, ist die au-
ßerparlamentarische Mobilisierung, 
ist der Kampf, der zu politischem Be-
wusstsein, Selbstaktivität und Selbst-
organisierung führt. Die Position im 
Stadtrat kann dabei eine wichtige 
Rolle spielen. Die Tatsache, dass linke 
Ratsmitglieder die Forderungen sozi-
aler Proteste in den Rat und die Presse 
tragen können, kann wie ein Kataly-
sator wirken, aber es ersetzt diese Pro-
teste nicht.

Als revolutionärer Sozialist im Stadtrat 
sehe ich es als meine zentrale Aufgabe, 
den Rat als Tribüne zu benutzen, um 
linke Ideen zu vertreten und die In-
formationen, die ich dort bekomme 
zu nutzen, um den Widerstand gegen 
Sozialkürzungen oder auch gegen Na-
zis und Rassismus mit aufzubauen.

    Das Grundprinzip des Ka-
pitalismus lautet: Produktion 
für den Profit statt für Mensch 
und Natur. Es wird zwar ge-
sellschaftlich produziert, aber 
der Gewinn privat angeeignet. 

    Die Folgen dieser Produk-
tionsweise sind irrsinnige Wi-
dersprüche und regelmäßig 
wiederkehrende Krisen, wie 
die jüngste Weltwirtschafts-
krise. Ein noch niemals da-
gewesener Reichtum in den 
entwickelten kapitalistischen 
Ländern steht Hunger und 
Elend in weiten Teilen der Welt 
gegenüber. 
Auch bei uns haben Lohn-
abhängige, SchülerInnen, 
StudentInnen und RentnerIn-
nen unter diesem System zu 
leiden: Arbeitslosigkeit, Bil-
dungsmisere, Armut, Rassis-
mus und Umweltzerstörung 
betreffen die Mehrheit der 
Menschen existentiell – wäh-
rend Unternehmen riesige Mil-
liardenprofite verbuchen. 

Wie wirkt sich in Köln die Krise 
auf kommunaler Ebene aus? 
Was ist diesbezüglich für die 
Zukunft zu erwarten?

Der Doppelhaushalt 2010/11 ist von 
Kürzungen geprägt. Allerdings führte 
der konjunkturelle Aufschwung und 
die leichte Umverteilung von der 
Landesebene zu einer Entlastung des 
Kölner Haushalts. Die Kürzungen 
im Sozial- und Kulturbereich sind 
zwar drastisch, aber sie werden ihre 
Wirkung erst schrittweise entfalten, 
durch Druck auf Löhne, Arbeitsbe-
dingungen und den schleichenden 
Abbau öffentlicher Dienstleistun-
gen. Daher fiel es der bürokratischen 
Führung der Proteste gegen die Kür-
zungen – Wohlfahrtsverbänden und 
DGB – relativ leicht, die Proteste auf 
einige Demos zu beschränken. 
Mittelfristig ist die Haushaltslage in 
Köln jedoch ebenso schlimm wie in 
anderen Städten, die Sozialausgaben 
steigen, die Unterfinanzierung ist 
chronisch. In einem 10jährigen „Spar-
programm“ sollen Haushaltsausgleich 
und Schuldenabbau erreicht werden. 
Über kurz oder lang wird das zu mas-
siven Angriffen auf Jobs und Services 
führen, die dann auch härteren Wi-
derstand provozieren werden. Die 
Lage in vielen Ruhrgebietsstädten ist 
schon heute weitaus dramatischer als 
in Köln.

Wenn man an Köln denkt, fällt 
einem da auch der „Kölsche 

Interview mit Claus Ludwig, Stadtrat in Köln

Klüngel“ ein. Was hat es damit 
auf sich?

Ein Beispiel dafür ist der Bau der 
Messehallen. Etablierte Parteien, 
Verwaltungsspitzen und städtische 
Sparkasse setzten durch, dass ohne 
Ausschreibung der Auftrag zum Bau 
vergeben wurde, die Hallen werden 
über 30 Jahre an die Stadt vermietet. 
Alle Risiken liegen bei der Stadt, den 
Investoren wurde eine Rendite von 
nahezu 10% garantiert. Der Schaden 
für Stadt und Messe dürfte mehrere 
Hundert Millionen Euro betragen. 
Diese Art von „Stadtentwicklung“ zu 
Gunsten privater Investoren und zu 
Lasten der öffentlichen Kassen findet 
man in jeder Kommune. Die Kölner 
Besonderheit ist die Geschlossenheit 
der herrschenden Klasse – Politik, 
Verwaltung, Medien hielten zusam-
men und verhinderten lange Zeit öf-
fentliche Debatten.

Was kann die Linke im Stadtpar-
lament erreichen? Was bedeu-
tet die Rolle als revolutionärer 
Sozialist dabei?

Erst einmal muss die LINKE reali-
sieren, was sie nicht erreichen kann. 
Sie kann nicht über die Arbeit im 
Stadtrat selbst die Politik der Kom-
mune maßgeblich beeinflussen. Sie 
kann nicht durch Fleißarbeit, dutzen-
de Anträge, Anfragen und intensives 
Studieren sämtlicher Verwaltungs-
unterlagen spürbare Veränderungen 

David Redelberger,
Student:
„Zukunft erkämpfen“

„Ohne Widerstand hätte es keine Per-
spektive für eine neue Skatehalle in 
Kassel gegeben. Wir bekommen nichts 
geschenkt. Das gilt nicht nur für Jugend-
kultur und kostenlose Freizeitmöglich-
keiten, sondern auch für gute Bildung, 
Ausbildungsplätze und die unbefristete 
Übernahme im erlernten Beruf. Wir 
müssen unsere Zukunft selber erkämp-
fen. Deshalb habe ich die Bildungs-
streiks von Schülerinnen, Studierenden 
und Azubis seit 2008 unterstützt und 
mitorganisiert. Wir brauchen einen ge-
meinsamen Kampf für:

- Ein öffentliches Investitionsprogramm 
in den Bereichen Soziales, Kultur, Um-
welt und Bildung

- Die unbefristete Übernahme der Aus-
zubildenden in ein Vollzeit-Arbeitsver-
hältnis im erlernten Beruf bei den städ-
tischen Betrieben“

Katja Hoffmann, 
Krankenpflegerin:

„Mehr Geld und 
Personal für 
Krankenhäuser!“

Bei den Krankenhäusern wird gespart. 
Die Situation wird für PatientInnen 
und Personal von Jahr zu Jahr schlech-
ter. Die Arbeitsbelastung steigt. Obwohl 
genug Arbeit auf den Stationen vor-
handen ist, wird nun wieder die Über-
nahme der Azubis in Frage gestellt. 
Stellenabbau, Lohnkürzungen und Ar-
beitsverlängerung dienen einem Zweck: 
durch Kostensenkung soll das Klinikum 
für einen möglichen Käufer attraktiv 
gemacht werden. Gegen eine Privatisie-
rung ist gemeinsamer Widerstand von 
Beschäftigten und der Kasseler Bevölke-
rung nötig!
- Nein zur Privatisierung oder Teilpri-
vatisierung an Kasseler Krankenhäu-
sern. 
- Kein Stellenabbau und Übernah-
mestopp an Kassels Krankenhäusern, 
sondern Erhöhung des Personalschlüs-
sels für eine qualitative Versorgung der 
Patienten.“

Leonie Blume, 

„Der Skandal in Kassel um Hartz IV 
zeigt einmal mehr: Den Politikern der 
etablierten Parteien ist es egal, wie 
Menschen ohne Arbeit und geringem 
Einkommen leben. Das gesamte Hartz-
IV-System muss weg. Anstatt, dass einige 
sich kaputt arbeiten und andere keinen 

Job haben, brauchen wir eine drastische 
Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich, so dass die Ar-
beit auf alle verteilt werden kann. Wer 
keine Arbeit hat, darf nicht schikaniert 
und bestraft werden. Für eine soziale 
Mindestsicherung, von der man men-
schenwürdig leben kann!

- Unbefristete Berechnung der „Kosten 
der Unterkunft“ für Leistungsempfän-
gerInnen nach den Standards des Bun-
dessozialgerichts.

- Statt Hartz IV eine soziale Mindestsi-
cherung, die sich an der Armutsdefini-
tion der EU orientiert (60 Prozent des 
durchschnittlichen Einkommens)

- Verteilung der Arbeit auf alle durch 
30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich.“

   Der Kapitalismus kann nicht 
zu einer friedlichen und sozial 
gerechten Gesellschaft um-
gestaltet werden. Es gilt, den 
Kampf für Verbesserungen mit 
dem Kampf für eine andere, 
sozialistische Gesellschaft zu 
verbinden. Sozialismus heißt, 
dass planmäßig nach den 
Bedürfnissen der Menschen 
produziert wird, unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung durch die arbeitende 
Bevölkerung. 

    Zur Überwindung des Kapi-
talismus bedarf es einer revo-
lutionären Kraft, die ein klares 
sozialistisches Programm ver-
tritt. Die Sozialistische Alter-
native (SAV) ist aktiv bei Pro-
testen für Bildung, im Kampf 
für den Erhalt von Jugendzen-
tren, beim Widerstand gegen 
Betriebsschließungen oder 
bei der Blockade von Nazi-
Demos. In der Partei DIE LIN-
KE und deren Jugendverband 
Linksjugend [‘solid] setzen wir 

uns für einen kämpferischen 
Kurs ein – hin zu einer sozi-
alistischen Massenpartei, die 
den Herrschenden und Regie-
renden den Kampf ansagt.

    Die Krise des Kapitalismus 
ist global. Kein ernstes Pro-
blem kann im Rahmen eines 
einzelnen Landes gelöst wer-
den. Es gilt, den betrieblichen, 
gewerkschaftlichen und den 
politischen Kampf zu inter-
nationalisieren und eine poli-
tische Kraft aufzubauen, die 
weltweit organisiert ist. Daher 
ist die SAV Teil des Komitees 
für eine Arbeiterinternationa-
le (CWI). Im CWI kämpfen 
wir gemeinsam mit unseren 
Schwesterorganisationen in 
über 35 Ländern für eine sozi-
alistische Gesellschaft.

„Weg mit Hartz IV“

Kostenlose medizinische Behand-
lung für jeden, Zugang zu Bildung 
für alle, eine gesetzliche Altersrente 
ab 65 Jahren, Mindestlöhne oder 
Flächentarifverträge waren nicht das 
Resultat des guten Willens der Herr-
schenden. Diese Errungenschaften 
wurden von den Beschäftigten einmal 
mühsam erkämpft.

Was Schröder derzeit als nötige 
Maßnahmen zur Steigerung von 
Effizienz und Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit verkauft, bedeu
tet nichts anderes als das Ende des 
Sozialstaats. Ziel ist der Ausstieg aus 
der paritätischen Finanzierung der 
Sozialsysteme. In Zukunft sollen wir 
für Gesundheit, Bildung und Alters-
vorsorge selbst bezahlen. Bildung und 
medizinische Versorgung werden in 
Zukunft vom Geldbeutel abhängen. 
Wer arm ist, bleibt dumm und muss 
früher sterben. Erwerbslose werden 
durch die Streichung von staatlichen 

Nach den Plänen der Bundes-
regierung sollen Kranke, Rentne-
rInnen, Beschäftigte, Erwerbslose 
und Jugendliche den Gürtel enger 
schnallen. Während Rot-Grün durch 
die Steuerreform Einkommens-
millionären im Jahr 67.000 Euro 
schenkt, sollen Kranke zukünftig 
für jeden Arztbesuch Eintritt zahlen. 

Leistungen gezwungen sein, schlecht 
bezahlte oder gefährliche Jobs anzu-
nehmen.

Mit dem Argument der leeren 
Kassen zerstört Koch die soziale 
Infrastruktur des Landes. Doch die 
Ursachen für die leeren Kassen sind 
Massenarbeitslosigkeit und Steuerge-
schenke für die Reichen. In Deutsch-
land wären allein 51 Mrd. € mehr in 
den Staatskassen, wenn die Unterneh-

Trotz Massenarbeitslosigkeit sollen 
die, die Arbeit haben, bis 67 schuf-
ten. Wer arbeitslos ist, könnte in 
Zukunft gezwungen werden, Jobs im 
gesamten Bundesgebiet zu miserab-
len Bedingungen anzunehmen. 

Koch fährt mit seinem Kürzungs-
paket im Windschatten von Schröder. 
Frauenhäuser, Beratungsstellen für 
MigrantInnen, Drogenberatungsstel-
len und Hilfe für Aidskranke stehen 
unter Beschuss. Während in ganz 
Hessen den Unis der Etat gekürzt 
wird, sollen Studierende mit 
Gebühren das Haushaltsloch stop-
fen. Das Resultat: Bildung kann sich 
nur leisten, wer reich ist. Längere 
Arbeitszeiten für BeamtInnen und 
Kürzungen beim Urlaubs- und Weih-

mergewinne noch genauso besteuert 
würden wie 1980.

Die Welle der Privatisierung öffent-
lichen Eigentums hat zwar weltweit 
Riesenkonzernen Gewinne einge-
bracht, doch nirgends dazu geführt, 
dass Leistungen verbessert wurden. 
Das Beispiel der privatisierten Strom-
konzerne in den USA machte das 
mit den Stromausfällen im Sommer 
diesen Jahres besonders deutlich.

Weltweit soll die Masse der 
Bevölkerung für die Wirtschaftskrise 
bezahlen. Die Bedürfnisse der Men-
schen sollen dem Prinzip des maxi-
malen Profits untergeordnet werden. 
Dabei erlaubt es die Produktivität, 
allen Menschen auf der Welt minde-
stens Zugang zu Wasser, Nahrung, 
medizinischer Versorgung und Bil-
dung zu sichern (jährlicher Bericht 
der UNO, Weltgesundheitsbericht).

Doch spricht die Realität eine 
andere Sprache. Pro Tag verhungern 
40.000 Menschen. Produktivitäts-
steigerungen werden nicht dazu 
genutzt, Arbeitszeit bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich zu verkürzen 
und die Gesellschaft weiterzuentwik-
keln, sondern missbraucht, um billi-
ger auf Kosten von Menschen und 
Umwelt zu produzieren. Diese Fakten 
sind keine Aneinanderreihung von 
Zufällen, sondern entsprechen der 
Profitlogik des kapitalistischen Wirt-
schaftssystems, dass immer wieder 
Krisen hervorruft.

Wirtschaftsbosse und ihre korrup-
ten Politiker in den Parlamenten bewei
sen permanent ihre Unfähigkeit, die 
Probleme der Menschen zu lösen. 
Sie selbst sind Teil des Problems, 
das nur durch eine demokratisch 
geplante Wirtschaft international zu 
beseitigen ist. Deshalb ist eine sozia-
listische Gesellschaft, in der nach 
Bedürfnissen und nicht nach Profiten 
produziert wird, dringend nötig. 

nachtsgeld sind für Arbeitgeber der 
Türöffner für Lohnkürzungen und 
Arbeitszeitverlängerung in der Pri-
vatwirtschaft. 

Für die Bosse der Banken und 
Konzerne ist das nur der Anfang. 
Sie nutzen die Gunst der Stunde 
um die Tarifautonomie anzugreifen 
und Flächentarifverträge auszuhe-
beln. Wenn es nach ihnen ginge, 
würde auch das Streikrecht abge-
schafft und Steuerhinterziehung lega-
lisiert werden. „Koch muss weg!“ 
Das stimmt. Aber genauso müssen 
Schröder und alle anderen Sozial-
räuber gestoppt werden. 

Jetzt ist es an der Zeit, die Proteste 
gegen Koch und Schröder zusam-
menzuführen. Der Widerstand am 
heute in Kassel ist ein Schritt in 
die richtige Richtung. Als nächsten 
Schritt müssten in ganz Hessen alle 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
zusammen mit denen der Privatwirt-
schaft, Studierenden und SchülerInnen 
für einen Tag alles stehen und liegen 
lassen. Dies wäre ein entscheidender 
Schritt hin zu einem bundesweiten 
Generalstreik und würde eine Perspek-
tive eröffnen, diesen Sozialkahlschlag 
tatsächlich zu stoppen. 
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